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Ausführungsvorschriften zum 
Gesetz zur landesrechtlichen Umsetzung der Schuldenbremse 

(AV BerlSchuldenbremseG)  
 

 
Auf Grund des § 3 des Gesetzes zur landesrechtlichen Umsetzung der Schulden-
bremse (BerlSchuldenbremseG) vom 25. November 2019 (GVBl. S. 742) erlässt der 
Senat zur Ausführung des Gesetzes zur Umsetzung der grundgesetzlichen Schulden-
bremse in Berliner Landesrecht die folgenden Ausführungsvorschriften.  
 

§ 1 
Grundsatz 

 
(1) Der Haushalt ist grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen.  
 
(2) Absatz 1 gilt im Regelfall als erfüllt, wenn die gemäß § 3 dieses Gesetzes definierte 
strukturelle Nettokreditaufnahme des Landes Berlin einen Wert von Null nicht über-
steigt.  
 
(3) Kassenverstärkungskredite, die nur der Aufrechterhaltung einer ordnungsgemä-
ßen Kassenwirtschaft dienen und zu deren Aufnahme der Senat durch das Haushalts-
gesetz ermächtigt wurde, fallen nicht unter den Geltungsbereich von Absatz 1.  
 
zu § 1: 
 
1 Im Entwurf des betreffenden Haushaltsplans wird die planerische Einhaltung 

der Schuldenbremse für die Jahre des Doppelhaushalts nachgewiesen. Maß-
geblich dafür sind die ex ante Konjunkturkomponenten, die sich aus der aktu-
ellen Projektion der Bundesregierung für die wirtschaftliche Entwicklung erge-
ben. Für das zweite Jahr eines Doppelhaushalts ist die ex ante Konjunkturkom-
ponente relevant, die sich im Herbst des diesem Haushaltsjahr vorangehenden 
Jahres ergibt. 

 
2 Erfolgt zwischen dem Haushaltsentwurf des Senats und der Verabschiedung 

des Haushalts eine Aktualisierung der Projektion der Bundesregierung über die 
wirtschaftliche Entwicklung, muss im Rahmen der Haushaltsberatungen die ex 
ante Konjunkturkomponente angepasst und der Haushaltsplan ggf. so verän-
dert werden, dass die planerische Einhaltung der landesrechtlichen Schulden-
bremse sichergestellt ist. Die Einhaltung wird im verabschiedeten Haushalts-
plan nachgewiesen.  

 
3 Der Bericht über die Einhaltung der landesgesetzlichen Schuldenbremse er-

folgt im Rahmen der jährlichen, auf Art. 109a Absatz 2 GG beruhenden Be-
richtserstattung an den Stabilitätsrat. 
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4 Die Berichterstattung umfasst das abgelaufene, das aktuelle und das darauf-

folgende Jahr.  
 
5 Neben der Berichterstattung über die Einhaltung der Schuldenbremse auf der 

Basis der landesrechtlichen Regelungen enthält der entsprechende Bericht 
auch den Bericht über die Einhaltung der Schuldenbremse gemäß dem ge-
meinsamen Analyseschema des Stabilitätsrats. Maßgeblich hierfür sind die re-
levanten Regelungen im sog. Kompendium des Stabilitätsrates (Beschluss des 
Stabilitätsrates vom 6. Dezember 2018).  

 
§ 2 

Ausnahmesituationen 
 
(1) Abweichend von § 1 ist eine Nettokreditaufnahme zulässig im Falle von Naturka-
tastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Landes 
entziehen und zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Finanzlage des Landes füh-
ren. 
 
(2) Die Feststellung, dass die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 erfüllt sind, trifft das 
Abgeordnetenhaus mit einfacher Mehrheit.  
 
(3) Eine Kreditaufnahme gemäß Absatz 1 ist mit einem Tilgungsplan zu verbinden. 
Die aufgenommenen Kredite sind dabei in einem angemessenen Zeitraum zurückzu-
zahlen. Der Zeitraum ist unter Berücksichtigung des Charakters der Ausnahmesitua-
tion, der Höhe der Kreditaufnahmen und der konjunkturellen Situation zu bestimmen. 
Die Tilgungen sind in den Haushaltsplänen zu veranschlagen.  
 
zu § 2: 
 
1 Im Entwurf des betreffenden Haushaltsplans wird die erhebliche Beeinträchti-

gung der Finanzlage des Landes dargelegt und nachgewiesen, dass sich Ur-
sache und Effekt der Kontrolle des Landes entziehen. Als erhebliche Beein-
trächtigung können dabei Einnahmeausfälle bzw. unabweisbare Mehrausga-
ben gelten, die die üblichen, trendmäßigen Wachstumsraten bzw. Schwan-
kungsbreiten der relevanten Größen deutlich übersteigen. Konjunkturelle Ab-
schwünge im Wirtschaftszyklus stellen keine Ausnahmesituation dar, soweit sie 
die üblichen Schwankungsbreiten nicht übersteigen. 

 
2 Die Höhe der Kreditaufnahme in einer Ausnahmesituation und die geplante Til-

gungsstruktur wird im Haushaltsplan geregelt.  
 



 

3 
 

3 Über die tatsächlichen Tilgungen der nach § 2 aufgenommenen Kredite wird im 
Rahmen der jährlichen Berichterstattung des Landes über die Einhaltung der 
Schuldenbremse an den Stabilitätsrat berichtet.  

  
4 Kreditfinanzierte Ausgaben infolge der Ausnahmesituation verringern und ver-

einbarte jährliche Tilgungsbeträge erhöhen den Wert der strukturellen Netto-
kreditaufnahme.  

 
§ 3 

Definition strukturelle Nettokreditaufnahme 
 
(1) Ausgangspunkt der Berechnung der strukturellen Nettokreditaufnahme ist der Fi-
nanzierungssaldo des Kernhaushalts des Landes Berlin, berechnet als Differenz zwi-
schen den bereinigten Einnahmen und den bereinigten Ausgaben des Landes. Zufüh-
rungen an die Versorgungsrücklage des Landes Berlin gelten dabei nicht als berei-
nigte Ausgabe, Entnahmen aus der Versorgungsrücklage des Landes Berlin nicht als 
bereinigte Einnahme.  
 
(2) Von dem nach Absatz 1 errechneten Betrag sind Zuführungen an Rücklagen zu 
subtrahieren; Entnahmen aus Rücklagen sind zu addieren. Zuführungen zu und Ent-
nahmen aus der Konjunkturausgleichsrücklage werden dabei nicht berücksichtigt.  

 
(3) Die Kreditermächtigung für Extrahaushalte erfolgt durch Beschluss des Abgeord-
netenhauses, soweit keine gesonderte gesetzliche Ermächtigung erforderlich ist. Im 
Beschluss des Abgeordnetenhauses sind Regeln zur Refinanzierung vorzusehen. 
Werden Private in die Finanzierung öffentlicher Aufgaben in Form von Öffentlich-Pri-
vaten-Partnerschaften einbezogen, sind – auch wenn Private nur eine Minderheiten-
position in einer Zweckgesellschaft oder Ähnlichem einnehmen – die daraus resultie-
renden Verbindlichkeiten in vollem Umfang zu den sich nach Absatz 2 ergebenden 
Nettokreditaufnahmen hinzuzurechnen. 
 
(4) Zu dem nach Absatz 3 errechneten Betrag ist der Saldo der finanziellen Transak-
tionen des Kernhaushalts zu addieren. Finanzielle Transaktionen des Kernhaushalts 
sind einnahmeseitig die Veräußerung von Beteiligungen und Kapitalrückzahlungen, 
die Schuldenaufnahme beim öffentlichen Bereich sowie Darlehensrückflüsse, ausga-
beseitig der Erwerb von Beteiligungen und Kapitalzuführungen, Tilgungen an den öf-
fentlichen Bereich und die Darlehensvergabe, solange und soweit nicht auf ihre Rück-
zahlung verzichtet wird. Der Verzicht auf die Rückzahlung von Darlehen ist bei der 
Ermittlung der zulässigen Kreditaufnahme nach § 1 wie eine Einnahme aus Darle-
hensrückflüssen zu behandeln. 
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(5) Zu dem nach Absatz 4 errechneten Betrag ist eine Konjunkturkomponente gemäß 
§ 5 zu addieren. Diese ist negativ im Fall einer negativ von der konjunkturellen Nor-
mallage abweichenden Konjunktursituation; sie ist positiv im Fall einer positiv von der 
konjunkturellen Normallage abweichenden Konjunktursituation.  
 
(6) Das Nähere regeln Ausführungsvorschriften, die der Senat auf Vorschlag der für 
Finanzen zuständigen Senatsverwaltung erlässt. 
 
zu § 3: 
 
1 Die Daten zur Berechnung der strukturellen Nettokreditaufnahme (mit Aus-

nahme der Konjunkturkomponente) für das Ist-Jahr werden der Datenmeldung 
über den Haushaltsabschluss für das 1.–4. Vierteljahr einschließlich Auslauf-
periode an das Statistische Bundesamt (Basis für die Veröffentlichung „Finan-
zen und Steuern, Vierteljährliche Kassenergebnisse des Öffentlichen Gesamt-
haushalts, Fachserie 14, Reihe 2“, sog. SFK 3) entnommen. Die Daten für das 
aktuelle Jahr entstammen entweder dem Haushaltsentwurf oder dem gelten-
den Haushaltsplan. Die Daten für das darauffolgende Jahr basieren mit dem 
Ziel der größtmöglichen Aktualität auf dem jeweils aktuellen Haushaltsplan, 
dem Haushaltsentwurf, einer aktuellen Haushaltsschätzung oder auf der aktu-
ellen Finanzplanung.  

 
2 Die aus einer Öffentlich-Privaten-Partnerschaft resultierenden, einzubeziehen-

den Verbindlichkeiten ergeben sich aus dem der Partnerschaft zugrundeliegen-
den Vertrag.   

 
§ 4 

Konjunkturbedingte Kreditaufnahmen; Tilgungsverpflichtung 
 
(1) Wird für das Haushaltsjahr eine von der Normallage negativ abweichende wirt-
schaftliche Entwicklung erwartet, ist eine Kreditaufnahme maximal in Höhe der erwar-
teten Wirkung der konjunkturellen Entwicklung auf den Haushalt zulässig, soweit 
diese Mindereinnahmen nicht durch das verfügbare Volumen der Konjunkturaus-
gleichsrücklage kompensiert werden können. Ist mit einer positiven Abweichung von 
der wirtschaftlichen Normallage zu rechnen, sind konjunkturbedingte Überschüsse in 
Höhe der erwarteten Wirkung der konjunkturellen Entwicklung auf den Haushalt zu 
planen und zu bilden.  
 
(2) Eine konjunkturbedingte Kreditaufnahme ist im Haushaltsgesetz zu regeln; die Til-
gung solcher Kreditaufnahmen ist unter Berücksichtigung des grundgesetzlichen 
Symmetriegebots vorzusehen. Eine etwaige Kreditermächtigung gilt bis zum Ende 
des nächsten Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz für das zweitnächste 
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Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung dieses Haushalts-
gesetzes.  
 
(3) Für das zweite Jahr eines Doppelhaushalts wird die Konjunkturkomponente auf 
der Basis der Daten der im Vorjahr des betreffenden Haushaltsjahres veröffentlichten 
Herbstprojektion der Bundesregierung festgelegt. Eine etwaig daraus resultierende 
höhere Kreditaufnahme als bis dahin vorgesehen bedarf der Zustimmung des Abge-
ordnetenhauses. Eine etwaig daraus resultierende höhere Tilgungsverpflichtung als 
bis dahin vorgesehen ist durch Maßnahmen der für Finanzen zuständigen Senatsver-
waltung im Haushaltsvollzug sicherzustellen.  
 
zu § 4: 
 
1 Grundlage für die Einschätzung, ob die Konjunkturlage von der Normallage ab-

weicht, ist die jeweils aktuelle Produktionslückenschätzung der Bundesregie-
rung.  

 
2 Die sich gemäß § 4 Absatz 3 für das zweite Jahr eines Doppelhaushalts erge-

bene neue Konjunkturkomponente ist dem Hauptausschuss des Abgeordne-
tenhauses von der für Finanzen zuständigen Senatsverwaltung mitzuteilen. Die 
Mitteilung enthält auch die Angabe über die aus der neuen Konjunkturkompo-
nente resultierende Tilgungsverpflichtung bzw. den sich rechnerisch ergeben-
den Spielraum für eine konjunkturbedingte Kreditaufnahme für das betreffende 
Haushaltsjahr.  

 
§ 5 

Konjunkturkomponente 

(1) Zur Feststellung der Auswirkungen einer Abweichung von der konjunkturellen Nor-
mallage auf den Haushalt ermittelt die für Finanzen zuständige Senatsverwaltung eine 
Konjunkturkomponente.  
 
(2) Die für den Haushalt zu veranschlagende Konjunkturkomponente (ex ante Kon-
junkturkomponente) entspricht dem Berlin zuzurechnenden anteiligen Betrag des auf 
die Länder entfallenden Anteils der mit der Budgetsemielastizität multiplizierten Pro-
duktionslücke für Deutschland, die sich aus der aktuellen Projektion der Bundesregie-
rung zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zum Zeitpunkt der Verabschiedung des 
Haushalts sowie den Vorgaben der Europäischen Union ergibt. 
 
(3) Nach Abschluss des Haushaltsjahres wird durch die für Finanzen zuständige Se-
natsverwaltung die für die Bewertung der Einhaltung der zulässigen Kreditaufnahme 
im Haushaltsvollzug maßgebliche ex post Konjunkturkomponente berechnet. Dazu 
wird zu der zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Haushalts ermittelten ex ante Kon-
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junkturkomponente die anteilig auf Berlin zuzurechnende, mit der Budgetsemielastizi-
tät multiplizierte Differenz zwischen dem tatsächlichen und dem zum Zeitpunkt der 
Verabschiedung des Haushalts prognostizierten Veränderung des nominalen bundes-
weiten Bruttoinlandsprodukts addiert.  
 
zu § 5: 
 
1 Die Berechnung der Konjunkturkomponente erfolgt in analoger Weise zu dem 

Verfahren des Bundes.  
 
2 Die Basis für die Berechnung der ex ante Konjunkturkomponente bildet die ge-

samtwirtschaftliche Produktionslücke. Diese wird im Rahmen der Projektion der 
Bundesregierung im Frühjahr und Herbst vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie veröffentlicht. Die Produktionslücke ergibt sich als Differenz 
zwischen dem nominalen Bruttoinlandsprodukt und dem nominalen Produkti-
onspotenzial:  

௔௕௦௢௟௨௧,௡௢௠௜௡௔௟ܮ�  = ௔௕௦௢௟௨௧,௡௢௠௜௡௔௟��ܤ  − ��௔௕௦௢௟௨௧,௡௢௠௜௡௔௟ 
 
3 Die Aufteilung der Produktionslücke auf die Ländergesamtheit erfolgt durch 

Multiplikation der gesamtwirtschaftlichen Produktionslücke mit der Budgetse-
mielastizität der Länder. Diese ergibt sich aus den turnusmäßigen Berechnun-
gen der Europäischen Kommission und wird vom Bundesministerium der Fi-
nanzen veröffentlicht.  

௘� ௔௡௧௘�ä௡ௗ௘௥�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧ܭܭ  = ௔௕௦௢௟௨௧,௡௢௠௜௡௔௟ܮ� ∗  ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘��ܤ 

 
4 Die ex ante Konjunkturkomponente der Ländergesamtheit wird über einen Quo-

tierungsschlüssel (Anteil der Steuereinnahmen Berlins an den Steuereinnah-
men der Ländergesamtheit (periodengerechte Abgrenzung ohne Gemeinde-
steuern Stadtstaaten)) auf Berlin aufgeteilt. Der Quotierungsschlüssel für die ex 
ante Konjunkturkomponente für das Jahr t ergibt sich aus den Steuereinnah-
men des Jahres t-2.  

௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡,�ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘ܭܭ  = ௘� ௔௡௧௘�ä௡ௗ௘௥�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧ܭܭ ∗ ä௡ௗ௘௥�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧����ݑ�ݐ�௘௥௟௜௡,�ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘����ݑ�ݐ�   

 
5 Die ex ante Konjunkturkomponente der Stadtstaaten beinhaltet zusätzlich eine 

Konjunkturkomponente für die Gemeindeebene. Diese ergibt sich aus der Mul-
tiplikation der gesamtwirtschaftlichen Produktionslücke und der Budgetse-
mielastizität der Gemeindeebene. 

௘� ௔௡௧௘�௘௠௘௜௡ௗ௘�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧ܭܭ  = ௔௕௦௢௟௨௧,௡௢௠௜௡௔௟ܮ� ∗  ௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘��ܤ 
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6 Die ex ante Konjunkturkomponente der Gemeindegesamtheit wird über einen 

Quotierungsschlüssel (Anteil der Steuereinnahmen Berlins an den Steuerein-
nahmen der Gemeindegesamtheit) auf Berlin aufgeteilt. Der Quotierungs-
schlüssel für die ex ante Konjunkturkomponente für das Jahr t ergibt sich aus 
den Steuereinnahmen des Jahres t-2. 

௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡,�௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘ܭܭ  = ௘� ௔௡௧௘�௘௠௘௜௡ௗ௘�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧ܭܭ ∗ ௘௠௘௜௡ௗ௘�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧����ݑ�ݐ�௘௥௟௜௡,�௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘����ݑ�ݐ�   

 
 
7 Die ex ante Konjunkturkomponente für das Land Berlin ergibt sich als Summe 

der ex ante Konjunkturkomponente Berlins der Länderebene und der ex ante 
Konjunkturkomponente Berlins der Gemeindeebene. 

௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡ܭܭ  = ௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡,�ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘ܭܭ  ௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡,�௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘ܭܭ +

 
 
8 Die Berechnung der ex post Konjunkturkomponente beinhaltet eine gesamt-

wirtschaftliche Anpassungskomponente. Diese ist als Differenz zwischen dem 
tatsächlichen und der zum Zeitpunkt der ex ante Konjunkturkomponente prog-
nostizierten nominalen Veränderung des Bruttoinlandsprodukts definiert. 

ܭܣ  = ௦௧,௡௢௠௜௡௔௟���ܤ∆) − (௘௦௖ℎä௧�௧,௡௢௠௜௡௔௟���ܤ∆  ∗  ௦௧ ሺ�௢௥௝௔ℎ௥ሻ,௡௢௠௜௡௔௟���ܤ 
 
9 Die Aufteilung der gesamtwirtschaftlichen Anpassungskomponente auf die 

Ländergesamtheit erfolgt durch Multiplikation mit der Budgetsemielastizität der 
Länder. 

ä௡ௗ௘௥�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧�ܭܣ  = ܭܣ ∗  ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘��ܤ 
 
10 Die Anpassungskomponente der Ländergesamtheit wird über einen Quotie-

rungsschlüssel (Anteil der Steuereinnahmen Berlins an den Steuereinnahmen 
der Ländergesamtheit (periodengerechte Abgrenzung ohne Gemeindesteuern 
Stadtstaaten)) auf Berlin aufgeteilt. Der Quotierungsschlüssel für die Anpas-
sungskomponente für das Jahr t-1 ergibt sich aus den Steuereinnahmen des 
Jahres t-3.  

௘௥௟௜௡,�ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘�ܭܣ  = ä௡ௗ௘௥�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧�ܭܣ ∗ ä௡ௗ௘௥�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧����ݑ�ݐ�௘௥௟௜௡,�ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘����ݑ�ݐ�   
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11 Die Anpassungskomponente der Stadtstaaten beinhaltet zusätzlich eine An-
passungskomponente für die Gemeindeebene. Diese ergibt sich aus der Multi-
plikation der gesamtwirtschaftlichen Anpassungskomponente und der Bud-
getsemielastizität der Gemeindeebene. 

௘௠௘௜௡ௗ௘�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧�ܭܣ  = ܭܣ  ௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘��ܤ ∗
 
12 Die Anpassungskomponente der Gemeindegesamtheit wird über einen Quotie-

rungsschlüssel (Anteil der Steuereinnahmen Berlins an den Steuereinnahmen 
der Gemeindegesamtheit) auf Berlin aufgeteilt. Der Quotierungsschlüssel für 
die Anpassungskomponente für das Jahr t-1 ergibt sich aus den Steuereinnah-
men des Jahres t-3. 

௘௥௟௜௡,�௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘�ܭܣ  = ௘௠௘௜௡ௗ௘�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧�ܭܣ ∗ ௘௠௘௜௡ௗ௘�௘௦௔௠௧ℎ௘௜௧����ݑ�ݐ�௘௥௟௜௡,�௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘����ݑ�ݐ�   

 
13 Die Anpassungskomponente für das Land Berlin ergibt sich als Summe der 

Anpassungskomponente Berlins der Länderebene und der Anpassungskompo-
nente Berlins der Gemeindeebene. 

௘௥௟௜௡�ܭܣ  = ௘௥௟௜௡,�ä௡ௗ௘௥௘௕௘௡௘�ܭܣ +  ௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡,�௘௠௘௜௡ௗ௘௘௕௘௡௘ܭܣ 

 
 
14 Die ex post Konjunkturkomponente ergibt sich als Summe der ex ante Konjunk-

turkomponente und der Anpassungskomponente für das Land Berlin.  
௘� ௣௢௦௧�௘௥௟௜௡ܭܭ  = ௘� ௔௡௧௘�௘௥௟௜௡ܭܭ +  ௘௥௟௜௡�ܭܣ 

 
15 Die in den Ziffern 4, 6, 10 und 12 zugrundgelegten Quotierungsschlüssel ent-

sprechen jenen Quotierungsschlüsseln, die sich für das Land Berlin aus der 
Verteilung der gesamtwirtschaftlichen Produktionslücke auf Länder und Ge-
meinden im Rahmen der Überwachung des Stabilitätsrats nach Art 109a Ab-
satz 2 GG ergeben.  

 
16 In regelmäßigen Abständen findet eine Evaluierung des Konjunkturbereini-

gungsverfahrens statt. Ändert der Bund sein Verfahren in bedeutsamer Weise, 
kann auch eine vorzeitige Bewertung der Angemessenheit des neuen Verfah-
rens für Berlin und ggf. ein Wechsel des Verfahrens stattfinden. Das Ergebnis 
der Evaluation ist dem Hauptausschuss zur Kenntnis zu geben.  

 
17 Die jährlichen ex post Konjunkturkomponenten werden auf einem sog. Sym-

metriekonto saldiert. Das Symmetriekonto wird als ein Indikator dafür herange-
zogen, ob das gewählte Konjunkturbereinigungsverfahren der grundgesetzlich 
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festgelegten Anforderung eines symmetrischen Systems entspricht. Im Rah-
men der jährlichen Berichterstattung des Landes über die Einhaltung der Schul-
denbremse an den Stabilitätsrat wird über den fortgeschriebenen Saldo des 
Symmetriekontos berichtet.  

 
§ 6 

Überschüsse, Konjunkturausgleichsrücklage 
 
(1) Die mit einer positiven ex ante Konjunkturkomponente verbundenen Überschüsse 
sind im Haushalt zur Tilgung ausstehender konjunkturbedingter Kredite, die nach Be-
ginn des Jahres 2020 aufgenommen wurden, vorzusehen und, sofern sie sich im 
Haushaltsvollzug realisieren, entsprechend einzusetzen. 
 
(2) Tatsächliche Haushaltsüberschüsse, die die Tilgungsverpflichtung nach Absatz 1 
übersteigen, sind für die Tilgung von Altschulden, für die Dotierung der Konjunktur-
ausgleichsrücklage oder anderer Rücklagen sowie für die Zuführung zum Sonderver-
mögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt zu verwenden. Die Entscheidung über die 
Verwendung trifft der Hauptausschuss auf Vorschlag des Senats. 
 
(3) Es wird eine Konjunkturausgleichsrücklage errichtet. Diese hat ein Zielvolumen 
von mindestens 1 Prozent der kumulierten bereinigten Einnahmen der vergangenen 
fünf Jahre. 
 
(4) Mittel aus der Konjunkturausgleichsrücklage dürfen nur zum Ausgleich des Haus-
halts im Fall einer negativen Konjunkturkomponente oder zum Ausgleich von Defizi-
ten, die durch die in § 2 Absatz 1 genannten Sachverhalte entstanden sind, entnom-
men werden, sofern der Ausgleich des Haushalts anderweitig nicht erreicht werden 
kann.  
 
zu § 6: 
 
1 Zur Tilgung konjunkturbedingter Kredite können nur tatsächliche Haushalts-

überschüsse verwendet werden. 
 

2 Das Zielvolumen der Konjunkturausgleichsrücklage wird jährlich rollierend neu 
bestimmt. Die jeweils geltende Zielgröße wird im Rahmen der jährlichen Be-
richterstattung des Landes über die Einhaltung der Schuldenbremse an den 
Stabilitätsrat bekannt gegeben.  

 
3 Das Zielvolumen der Konjunkturausgleichrücklage soll im Regelfall und unter 

Berücksichtigung der konjunkturellen Situation innerhalb von fünf Jahren nach 
erstmaliger Unterschreitung des Zielvolumens erreicht werden. Zuführungen an 
die Konjunkturausgleichrücklage sind im Haushaltsplan zu berücksichtigen.  
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§ 7 
Kontrollkonto 

 
(1) Ergeben sich auf Grund der Wirkung der tatsächlichen konjunkturellen Entwicklung 
auf den Haushalt Abweichungen zwischen der zulässigen und der tatsächlichen Net-
tokreditaufnahme, sind diese auf einem Kontrollkonto festzuhalten. Soweit von der 
Ausnahmeregel nach § 2 Gebrauch gemacht wurde, ist der zu verbuchende Betrag 
um die aufgrund dieser Ausnahme erfolgte tatsächliche Nettokreditaufnahme zu be-
reinigen. 
 
(2) Der auf dem Kontrollkonto zu verbuchende Betrag wird jährlich in vorläufiger Rech-
nung zum 30. April und endgültig zum 1. September des dem Haushaltsjahr folgenden 
Jahres festgestellt.  
 
(3) Weist das Kontrollkonto einen negativen Saldo aus, weil die tatsächliche die zu-
lässige Kreditaufnahme überstieg, ist auf einen Ausgleich in angemessener Frist hin-
zuwirken. Der negative Saldo soll einen Wert von 2 Prozent des durchschnittlichen 
Volumens der bereinigten Einnahmen in den dem Haushalt vorangehenden zwei 
Haushaltsjahren grundsätzlich nicht überschreiten.  
 
zu § 7: 
 
1 Die für Finanzen zuständige Senatsverwaltung führt ein sog. Kontrollkonto.  
 
2 Eine Unterschreitung der tatsächlichen Nettokreditaufnahme im Vergleich zu 

der zulässigen Höchstgrenze, führt zu einer Positivbuchung auf dem Konto. Im 
umgekehrten Fall folgt eine Negativbuchung. 

 

3 Die Buchung auf dem Kontrollkonto erfolgt auf Grundlage des tatsächlichen 
Haushaltsvollzugs zum 30. April des Folgejahres auf der Grundlage vorläufiger 
Ergebnisse zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung des betreffenden Haus-
haltsjahres und endgültig zum 1. September des dem Haushaltsjahr folgenden 
Jahres.  

 

4 Über Bewegungen auf dem Kontrollkonto und den Saldo desselben berichtet 
die für Finanzen zuständige Verwaltung im Rahmen der jährlichen Berichter-
stattung des Landes über die Einhaltung der Schuldenbremse an den Stabili-
tätsrat. 
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§ 8 
Nachtragshaushaltsgesetze 

 
(1) Bei Nachträgen zum Haushaltsgesetz kann die nach § 4 Absatz 1 Satz 1 ermittelte 
zulässige Kreditaufnahme maximal um den Betrag erhöht werden, der sich bei der 
Ermittlung der Konjunkturkomponente aus der Differenz der zuvor zugrunde gelegten 
erwarteten Wirkung der konjunkturellen Entwicklung auf den Haushalt und der aktuell 
erwarteten Wirkung der konjunkturellen Entwicklung auf den Haushalt ergibt. Die Re-
gelungen des § 7 bleiben unberührt. 
 
(2) Für Nachtragshaushalte, die nur die Verwendung struktureller Mehreinnahmen  
oder Minderausgaben regeln und keine strukturelle Nettokreditaufnahme vorsehen, 
gilt Absatz 1 nicht. 
 
zu § 8: 
 
1 Die Berechnung der maximal erlaubten Erhöhung der zulässigen Kreditauf-

nahme ist dem Entwurf des Nachtragshaushaltsplans beizufügen.  
 
 
Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft. Sie 
treten mit dem Ablauf des 31.12.2029 außer Kraft.  
 


